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OSTWIND Erneuerbare Energien GmbH, Gesandtenstraße 3, 93047 Regensburg 

Antrag nach § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von zwei 
Windenergieanlagen in 32657 Lemgo, Gemarkung Brüntorf 

WEA LE-63, Az.: 766.0021/20/1.6.2, Flur 1, Flurstück 113 

WEA LE-64, Az.: 766.0022/20/1.6.2, Flur 1, Flurstück 85 

 
 
Bisher eingegangene Stellungnahmen der Fachbehörden:  
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Seite 1/1 Sparkasse Paderborn-Detmold 

BLZ 476 501 30 

Konto 46 202 420 

BIC: WELADE3LXXX 

IBAN: DE80476501300046202420 

Kreis Lippe 
  
 

Eigenbetrieb Straßen 

766.0021/20/1.6.2   
766.0022/20/1.6.2 

EB 660-66. 10.37 WEA LE63-64 02.02.2021 

 
Genehmigungsantrag vom 12.08.2020 
 
Sehr geehrte Frau Hildebrand, 
 
zu dem übersandten Genehmigungsantrag für die geplanten WEA LE-63 und LE-64 im 
Außenbereich der Stadt Lemgo nehme ich wie folgt Stellung:  
 
Kreisstraßen sind von den geplanten Anlagen nicht betroffen. Ich habe keine Anregungen 
oder Bedenken. 
 
Hinweis: 
Aufgrund der Anlieferung der Anlagenteile und der Lage zwischen den Landstraßen 958 
und 967 empfehle ich den Straßenbaulastträger der Landstraßen (Straßen.NRW) im Ge-
nehmigungsverfahren zu beteiligen. 
 
 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag  
 
gez. Thomas Gröne 

  

  
Kreis Lippe -  Eigenbetrieb Straßen  - 32754 Detmold  Kreis Lippe 

 
 

Eigenbetrieb Straßen 

Fachgebiet 702  
Immissionsschutz, Klimaschutz, Energie, BodenschutzEmpfänger 

Felix-Fechenbach-Str. 5 

z. Hd. Frau Hildebrand D-32756 Detmold 

 fon 05231 62-0 

im Hause www.lippe-strassen.de 

  

  

  

Ihr Zeichen, Ihr Schreiben vom  Mein Zeichen Datum   Fachgebiet  
660.2 - Planung,  
Infra-Management, 
Datenbanken 

Thomas Gröne 

fon 05231 62-1428 

fax  05231 63011-8214 

t.groene@kreis-lippe.de 

 

 

 
 
 

Betriebsleiter: 
Rainer Huneke 
 
 
 

  
 
 
 

 

 

 

So finden Sie uns: 
 
 
 
 

 

Besucheradresse: 
 Braunenbrucher Weg 18 
 Zimmer E3.18 

32758 Detmold 

 

 

Busverbindung: 

Linie 701 ab Bahnhof 

Detmold bis Arbeits- 

agentur – alle 15 Min. 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

TenneT TSO GmbH  Adresse: Bernecker Straße 70, 95448 Bayreuth 
Internet: www.tennet.eu  Sitz der Gesellschaft: Bayreuth  AG Bayreuth: HRB 4923 

Vorsitzende des Aufsichtsrats: Manon van Beek  Geschäftsführer: Maarten Abbenhuis, Otto Jager, Tim Meyerjürgens 
 

  DATUM 05.02.2021 
NAME Wolfgang Sperling 
TELEFONNUMMER +49(0)5132 89-2672 
E-MAIL fremdplanung-zn@tennet.eu 
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 TenneT TSO GmbH, Eisenbahnlängsweg 2 a, 31275 Lehrte 
 per E-Mail: c.hildebrand@kreis-lippe.de 
 
Kreis Lippe  
Der Landrat 
32754 Detmold 

 

Lfd. Nr.: 21-000088 
220-kV-Leitung Veltheim – P. Bechterdissen, Mast 125 – 128 (LH-10-2051) 
Vorhaben:  Antrag auf Erteilung einer Neugenehmigung nach § 4 
   des BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von zwei    
   Windenergieanlagen 
Antragsteller:  OSTWIND Erneuerbare Energien GmbH, Gesandtenstraße 3, 93047  
   Regensburg 
Anlagenstandort: Außenbereich der Alten Hansestadt Lemgo 
LE-63:   Gemarkung Brüntorf, Flur 1, Flurstück 113 
LE-64:   Gemarkung Brüntorf, Flur 1, Flurstück 85 
Ihre E-Mail vom 01.02.2021                   Ihr Zeichen: 766.0021/20/1.6.2 u. 766.0022/20/1.6.2 

 Sehr geehrte Damen und Herren, 

 wir haben die Vollständigkeit der Antragsunterlagen festgestellt und geben zum Antrag folgende 
Stellungnahme ab: 
 
Der kürzeste horizontale Abstand der beantragten Windenergieanlagen (WEA) des Typs GE 5.3-158 mit 
einer Nabenhöhe von 120,9 m zu unserer südöstlich verlaufenden o. a. Höchstspannungsfreileitung, liegt 
außerhalb des Abstandes von 3 x Rotordurchmesser (Turmachse WEA bis zum äußeren ruhenden 
Leiterseil Freileitung). 
 
Gegen die Errichtung und den Betrieb der beiden WEA bestehen Aufgrund der Abstandsregelung nach  
DIN EN 50341-2-4 von unserer Seite keine Bedenken. 
 
Für den Fall, dass die Zufahrtswege zu den Standorten der WEA unsere Höchstspannungsfreileitung 
unterkreuzen, gilt Folgendes: Sollten beim Transport die geforderten Mindestabstände zu den unter 

mailto:c.hildebrand@kreis-lippe.de
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TenneT TSO GmbH  Adresse: Bernecker Straße 70, 95448 Bayreuth 
Internet: www.tennet.eu  Sitz der Gesellschaft: Bayreuth  AG Bayreuth: HRB 4923 

Vorsitzende des Aufsichtsrats: Manon van Beek  Geschäftsführer: Maarten Abbenhuis, Otto Jager, Tim Meyerjürgens 
 

Spannung stehenden Leiterseilen unterschritten werden (z.B. bei einem Schwertransport mit Überhöhen), 
ist der Transport rechtzeitig (mindestens 4 Wochen vorher) mit uns abzustimmen. 
 
In Zweifelsfällen bitten wir Sie dringend, sich rechtzeitig mit uns in Verbindung zu setzen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
TenneT TSO GmbH 
 
i. V. Weike i. V. Sperling 
  
Weike 
Grid Field Operations Germany 
Execution Transmission Lines 
Area Execution Management &  
Operation-Maintenance North 
Lead 

Sperling 
Grid Field Operations Germany 
Execution Transmission Lines 
Area Execution Management &  
Operation-Maintenance North 

 
Anlage 
 
Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. Bitte haben Sie dafür 
Verständnis, dass bis auf Weiteres die Stellungnahmen zu Anfragen im Bereich der Fremd- und 
Bauleitplanung ausschließlich digital (per E-Mail) versandt werden, damit Sie diese auch während der 
Corona-Krise fristgerecht erhalten. 
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Aktenzeichen  

53.18B  

bei Antwort bitte angeben 

 

Auskunft erteilt:  

Frau Müller 

Brigitte.Mueller@brdt.nrw.de 

Zimmer: 021 

Telefon 05231 71-5318 

Fax 05231 71-1686 

 

 

 

 

 

 

Leopoldstr. 15 

32756 Detmold 

Telefon 05231 71-0 

Fax 05231 71-1295 

poststelle@brdt.nrw.de 

www.brdt.nrw.de 

(auch zur rechtsverb. E-Mail) 

 

Parken/Anreise: siehe  

Hinweise im Internet 

Servicezeiten: 8:30 – 12:00  

und 13:30 – 15:00 Uhr 

 

 

Die Verarbeitung von personen-

bezogenen Daten durch die 

Bezirksregierung Detmold erfolgt 

auf Grund der für das jeweilige 

Verfahren geltenden gesetzlichen 

Bestimmungen.  

Weitere Hinweise zum Datenschutz 

einschließlich der Informationen 

nach Art. 13 und 14 und über Ihre 

sonstigen Rechte nach der 

Datenschutzgrundverordnung (EU-

DSGVO) finden Sie hier: 

http://www.bezreg-

detmold.nrw.de/Datenschutz      

 

Kreis Lippe 
FB 702 Immissionsschutz 
Felix-Fechenbach-Straße 5 
32756 Detmold 
 
 
 
Stellungnahme zum Verfahren 

Zeichen Bauamt: 766.0021/20/1.6.2 

Baulisten-Nr. ZV: B010_2021 
Antragsteller:  Ostwind Erneuerbare Energien GmbH 
Vorhaben:  Errichtung u. Betrieb von 2 WEA‘s 

Standort/Flurstück: Lemgo, Gemarkung Brüntorf, Flur 1/113,85 
 
 

Die Prüfung umfasste: 

 Abfallrecht     Wasserwirtschaft 
 Arbeitsschutz    Bodenschutzrecht 

 Denkmalschutz    Immissionsschutz 
 Landeskultur/Landentwicklung  Regionalplanung 

 

Prüfbereich Regionalplanung 

Entscheidung: keine Bedenken, da die Anlagen in einer 
ausgewiesenen Windkonzentrationszone errichtet 

und betrieben werden.  

 
Prüfbereich Arbeitsschutz 

Entscheidung:  keine Bedenken, wenn die nachstehend 
aufgeführten Nebenbestimmungen/Auflagen und 

Hinweise in den Bescheid aufgenommen werden. 

 
Auflagen: 

1.  Die Montageanweisung für den Aufbau der jeweiligen Anlage muss 

vor Montagebeginn vorliegen. 

2.  Die in den Antragsunterlagen genannten 
Arbeitsschutzmaßnahmen einschließlich aller 

Arbeitsschutzangaben innerhalb der übermittelten Handbücher 
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sind für alle Betreiber verbindlich und müssen eingehalten werden. 

Dabei ist u. a. sicherzustellen, dass  

  nur qualifiziertes und autorisiertes Personal die Anlagen 
entsprechend den Anforderungen der Instruktionen/ 

Bedienungsanleitungen/Sicherheitsanweisungen bedient, 
wartet und repariert 

  sowie die erforderlichen Einrichtungen zum Arbeitsschutz, 

Personenschutz und Brandschutz betriebsbereit und 
vollständig am jeweiligen Betriebsort zur Verfügung stehen. 

3.  Bis spätestens zur Inbetriebnahme ist dem technischen 

Arbeitsschutz (Dezernat 55.2) der Bezirksregierung Detmold ein 
aktueller Flucht- und Rettungsplan zuzuleiten, welcher die 
Anforderungen nach ASR A2.3 Nr. 9 (2) und (3) erfüllt. 

4.  Die Zuwegung zur Eingangstür des Turmes ist während der 
Bauzeit und dem Betrieb der jeweiligen Anlage so auszuführen 
bzw. herzurichten, dass diese entsprechend der eingesetzten 

Fahrzeuge und Lasten sicher befahrbar und begehbar ist. 

5.  In der Maschinengondel ist ständig ein Selbstrettungs- und 
Rettungshubgerät während des Betriebes der jeweiligen 

Windkraftanlage vorzuhalten. 

6.  Der Betreiber der Windkraftanlage hat sicherzustellen, dass 
während der Arbeiten innerhalb der Anlagen (z.B. durch 

Servicetechniker) die Tür zum jeweiligen Turm leicht von außen 
geöffnet werden kann, um dort Hilfe- oder Rettungsmaßnahmen 
durchführen zu können. Um dies zu gewährleisten kann in der 

Nähe der Turmeingangstür z.B. ein Schlüsselkasten angebracht 
werden oder eine ähnliche Maßnahme (z. B. Schlüssel in 
Servicefahrzeug) getroffen werden. Die Einzelheiten sind ggf. mit 

der Feuerwehr abzustimmen. 

7.  Innerhalb des Turmes ist eine Möglichkeit zu schaffen, dass die 
Beschäftigten bei Arbeiten in der jeweiligen Anlage selbstständig 

einen Notruf absetzen und Hilfe anfordern können. Bei einer 
Mobiltelefonlösung ist eine Prüfung der Netzverfügbarkeit in jedem 
Arbeitsbereich erforderlich. 

8.  Bei der Gestaltung und dem Einbau von Steigeisengängen und 
Steigleitern sind die Anforderungen gemäß § 3a ArbStättV in 



   
           Bezirksregierung Detmold 
  
 
  
 
 
 
 

Datum 16. Februar 2021 

Seite 3 von 4 

 

Verbindung mit dessen Anhang Nr. 1.8 sowie den ASR A1.8 Nr. 

4.6.2 zu berücksichtigen. 

9. In der Gondel der jeweiligen Windenergieanlage (WEA) ist Erste-
Hilfe-Material in einem Verbandskasten vorzuhalten. Die 

Kennzeichnung des Aufbewahrungsortes der Mittel zur Ersten Hilfe 
erfolgt nach Anlage 1, Ziffer 4 „Rettungszeichen“ der ASR A1.3 
"Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“. 

 

Hinweise: 

1.  Werkzeuge, Geräte, Maschinen oder Anlagen, die für die Arbeit 

verwendet werden, sowie überwachungsbedürftige Anlagen sind 
Arbeitsmittel im Sinne von § 2 (1) BetrSichV. Arbeitsmittel haben 
nach dem Stand der Technik sicher, mängelfrei in Bezug zur 

sicheren Verwendung und geprüft zu sein. Die Arbeitsmittel dürfen 
nicht betrieben oder verwendet werden, wenn sie die genannten 
Kriterien nicht erfüllen. 

2.  Die Gefährdungsbeurteilung ist gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz in 
Verbindung mit § 6 Gefahrstoffverordnung, § 3 
Betriebssicherheitsverordnung und § 3 Arbeitsstättenverordnung 

bei jeder Errichtung, Inbetriebnahme und Änderung der jeweiligen 
Anlage einzubeziehen und entsprechend fortzuschreiben. Hierbei 
ist ebenso die Verordnung zum Schutz der Beschäftigten durch 

Lärm und Vibration (Lärm und Vibrations- Arbeitsschutzverordnung 
- LärmVibationsArbSchV) zu berücksichtigen. 

3.  Die Rettungsleitstelle ist vor Baubeginn über den genauen 

Standort der jeweiligen Anlage sowie über die mögliche Anfahrt zu 
der Anlage zu informieren. Darüber hinaus ist die Anlage zur 
Inbetriebnahme eindeutig von außen gut sichtbar zu 

kennzeichnen. Hier ist beispielhaft das "Windenergieanlagen-
Notfall-Informationssystem (WEANIS)", das unter www.wea-nis.de 
genutzt werden kann, zu nennen. 

4.  Es werden auf die Bestimmungen der Baustellenverordnung 
(BaustellV) und auf die Bestimmungen zur Beschaffenheit der 
Verkehrswege nach § 3a ArbStättV in Verbindung mit dessen 

Anhang Nr. 1.8 sowie den ASR A1.8 hingewiesen. 
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Für Rückfragen stehen Ihnen gerne zur Verfügung: 
Arbeitsschutz:  Herr Becker  Tel.-Nr.: 02931/82 5457 
Regionalplanung:  Herr Aust  Tel.-Nr.: 05231/71-3220 
 
Ich bitte Sie, mir eine Durchschrift des Bescheides unter Angabe meines 
Geschäftszeichens zu übersenden. 
 
Im Auftrag 
 
gez Müller 
(Müller) 



 

 

 Westfalen Weser Netz GmbH 
 Planung, Bau, Dokumentation 
Herford / Lippe 
 Pivitsheider Straße 21 
32791 Lage 
  
 Henrik Albinus 
 T 0 52 32 / 95 36 - 35 38 
 F 0 52 32 / 95 36 - 35 66 
 M 01 51 / 11 35 69 97 
 henrik.albinus@ww-energie.com 
 Unser Zeichen BNPH-AL 
  
 Sitz: Paderborn 
Amtsgericht Paderborn, HRB 11572 
 
Geschäftsführer: 
Andreas Speith 
 
Aufsichtsratsvorsitzender: 
Tim Kähler 

 

 

  

 Westfalen Weser Netz GmbH | Pivitsheider Straße 21 | 32791 Lage 

Kreis Lippe 
c/o Frau Cornelia Hildebrand 
Fachgebiet 702  
Immissionsschutz, Klimaschutz, Energie und Mobilität 

Felix-Fechenbach-Str. 5 

32756 Detmold 

 
 

16 Februar. 2021 

 
 

Genehmigungsverfahren gem. § 4 BImSchG für die Errichtung und den 
Betrieb von zwei Windenergieanlagen im Außenbereich der Alten 
Hansestadt Lemgo 

 
 

Sehr geehrte Frau Hildebrand, 

 

Ihr Genehmigungsverfahren haben wir bearbeitet und es bestehen 

grundsätzlich keine Bedenken. 

 

Der Bereich ist auf Versorgungsanlagen der Westfalen Weser Netz GmbH 

geprüft. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich zurzeit keine 

Versorgungsanlagen der Westfalen Weser Netz GmbH und der Stadtwerke 

Lage GmbH. 

 

Wir weisen jedoch darauf hin das in dem Bereich eine 220kV Freileitung von 

der Firma TenneT TSO betrieben wird. 

 

Haben Sie Fragen? Unser Ansprechpartner Henrik Albinus 05251 503 3538 

steht Ihnen gern zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüße 

 

Westfalen Weser Netz GmbH 

i.A.      i.A. 

 

 

Henrik Albinus     Dietrich Wiebe  
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Hildebrand, Cornelia (Kreis Lippe)

Von: Oberbracht, Ulrich (Kreis Lippe)

Gesendet: Freitag, 26. Februar 2021 12:55

An: Hildebrand, Cornelia (Kreis Lippe)

Betreff: AW: Beteiligung im Genehmigungsverfahren gem. § 4 BImSchG für die 

Errichtung und den Betrieb von zwei Windenergieanlagen (LE-63 und 

LE-64) im Außenbereich der Alten Hansestadt Lemgo - Anschreiben und 

Download-Link

Aus Sicht des Bodenschutzes keine Bedenken. 

 

 

 

Mit freundlichem Gruß 

 

Ulrich Oberbracht  

  

Kreis Lippe 
Der Landrat 
Wasser-/Abfallwirtschaft, Immissions-/Bodenschutz, Energie 

Felix-Fechenbach-Str. 5 
32756 Detmold 
fon 05231 62-670 

fax 05231 63011-8304  
u.oberbracht@kreis-lippe.de 
www.kreis-lippe.de 

  

 
 

 

 

Von: Hildebrand, Cornelia (Kreis Lippe) <C.Hildebrand@kreis-lippe.de>  

Gesendet: Freitag, 26. Februar 2021 12:54 

An: Oberbracht, Ulrich (Kreis Lippe) <U.Oberbracht@kreis-lippe.de> 

Betreff: WG: Beteiligung im Genehmigungsverfahren gem. § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von zwei 

Windenergieanlagen (LE-63 und LE-64) im Außenbereich der Alten Hansestadt Lemgo - Anschreiben und Download-

Link 

 

Hallo Herr Oberbracht, 
 
hiermit möchte ich noch einmal an die Stellungnahme zu den geplanten Windenergieanlagen LE-63 und LE-64 im 
Außenbereich der Alten Hansestadt Lemgo erinnern. 
 
Bitte beachten Sie, dass Ihre Stellungnahme Dritten ebenfalls zugänglich gemacht wird. 
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Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

Cornelia Hildebrand 

 

Kreis Lippe 
Der Landrat 
Fachgebiet 702  
Immissionsschutz, Klimaschutz, Energie und Mobilität 
Felix-Fechenbach-Str. 5 
32756 Detmold 
fon 05231 62-6760 
fax 05231 63011-1200 
c.hildebrand@kreis-lippe.de 
www.kreis-lippe.de 

 
 

 

Von: Hildebrand, Cornelia (Kreis Lippe)  

Gesendet: Montag, 1. Februar 2021 10:44 

Betreff: Beteiligung im Genehmigungsverfahren gem. § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von zwei 

Windenergieanlagen im Außenbereich der Alten Hansestadt Lemgo - Anschreiben und Download-Link 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit beteilige ich Sie gemäß meinem beigefügten Anschreiben als Träger öffentlicher Belange an einem 
Genehmigungsverfahren gemäß § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von zwei Windenergieanlagen im 
Außenbereich der Alten Hansestadt Lemgo. 
 
Dieses Genehmigungsverfahren wird digital durchgeführt; bitte beachten Sie hierzu die Informationen im 
Anschreiben. 
 
Gleichzeitig übersende ich Ihnen den zugehörigen Download-Link, mit dem Sie die kompletten Antragsunterlagen 
herunterladen können.  
Der Server wird vom Kommunalen Rechenzentrum gestellt – es handelt sich nicht um einen privaten, dritten Server. 
 

https://databox0100.krz.de/#/public/shares-downloads/WfDcXSu9d1VHrwrJRAsFsaVrSFGWf6cp 

 
Wenn Sie nicht der zuständige Sachbearbeiter / die zuständige Sachbearbeiterin für die betreffende Kommune sind, 
bitte ich um Weiterleitung an die zuständige Person. Sollte dies nicht möglich sein, bitte ich unbedingt um 
Rückmeldung. 

 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

Cornelia Hildebrand 

 

Kreis Lippe 
Der Landrat 
Fachgebiet 702  
Immissionsschutz, Klimaschutz, Energie und Mobilität 
Felix-Fechenbach-Str. 5 
32756 Detmold 
fon 05231 62-6760 
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fax 05231 63011-1200 
c.hildebrand@kreis-lippe.de 
www.kreis-lippe.de 

 
 
 

 

 



 
Fachgebiet 701                                 Detmold, 26.2.2021 
Wasser- und Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz  
Herr Benning 
Az.: 4.3-66 38 21-11/BImSchG 
 
 
 
Frau Hildebrand 
Fachgebiet 702  
 
- nur per E-Mail 
 
im Hause 
 
 
 
Antrag gemäß § 4 BImSchG auf Errichtung und Betrieb von zwei Windenergieanlagen (WEA) im 
Stadtgebiet Lemgo 
Deine Beteiligung per E-Mail vom 1.2.2021 – Az. 766-0021/201.6.2 und 766-0022/201.6.2 
 
 
Hallo Cornelia, 
 
aus wasserwirtschaftlicher Sicht (Belange AwSV und oberirdischer Gewässerschutz) bestehen ge-
gen das geplante Vorhaben unter Berücksichtigung der nachfolgenden Nebenbestimmungen und Hin-
weise keine Bedenken. 
 
 
Grundwasserschutz 
  
Die Standorte der o. g. WEA liegen nicht in einem festgesetzten oder geplanten Wasser- oder Heilquel-
lenschutzgebiet. Weitergehende Forderungen zum Schutz der öffentlichen Trinkwasserversorgung wer-
den nicht erhoben.  
Das Gutachten des Büros Dr. Kerth und Lampe vom Juni 2020 geht davon aus, dass eine Beeinträchti-
gung der Brunnen der öffentlichen Wasserversorgung auszuschließen ist und eine Beeinträchtigung der 
bekannten Hausbrunnen als sehr unwahrscheinlich beurteilt wird. Vor diesem Hintergrund bestehen aus 
Sicht des Trinkwasserschutzes keine Bedenken gegen die Errichtung der beiden WEA. 
 
 
Oberflächengewässer 
 
Im Hinblick auf die Belange des Oberflächengewässerschutzes bestehen gegen das Vorhaben ebenfalls 
keine Bedenken. Oberirdische Gewässer sind weder durch die Anlagen noch durch die zu ertüchtigenden 
Wege betroffen.  
 
Die im Zusammenhang mit der Ertüchtigung der Feldwege betroffenen Entwässerungsgräben sind keine 
Gewässer im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes. Gleichwohl ist sicherzustellen, dass deren Entwässe-
rungsfunktion zur Ableitung von Oberflächenwasser jederzeit aufrecht erhalten bleibt. 
 
 
AwSV – Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
Nebenbestimmungen 
 
AwSV - Bauphase: 
 
1. Der Gewässerschutz während der Baumaßnahme ist zwingend einzuhalten. Ein entsprechender 

Maßnahmenplan beim Umgang und bei Unfällen mit wassergefährdenden Stoffen ist zu erstellen 
und durch einen verantwortlichen Bauleiter den beteiligten Personenkreis vor Ort und vor Beginn 
der Bauarbeiten bekannt zu geben. 
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2. Das Betanken von Baumaschinen, Reparieren und Abschmieren von Maschinen und Fahrzeugen 
ist auf ein Minimum zu beschränken und darf nur außerhalb der Baugruben stattfinden. Reparatur- 
und Betankungsvorgänge dürfen nur über geeignete Wannen erfolgen, die evtl. Tropfverluste auf-
fangen können. Es ist Ölbindemittel in ausreichender Menge vorzuhalten. 

 
3. Evtl. austretende wassergefährdende Stoffe sind unverzüglich durch geeignete Maßnahmen zu be-

seitigen. Zur Aufnahme dieser Stoffe/Flüssigkeiten ist ein geeignetes Bindemittel in ausreichender 
Menge vorzuhalten. Verunreinigtes Bindemittel ist zu verwerten bzw. entsprechend den geltenden 
abfallrechtlichen Bestimmungen zu beseitigen. 

 
4. Die Lagerung wassergefährdender Rest- u. Abfallstoffe hat bis zur Übernahme durch einen zuge-

lassenen Entsorger in geeigneten Lagereinrichtungen bzw. bauartzugelassenen Transportbehäl-
tern zu erfolgen. Leergutbehälter sind stets verschlossen zu halten und so aufzustellen, dass von 
ihnen keine Schadensfälle durch Restflüssigkeiten ausgehen können. 

 
5. Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen sind unverzüglich dem Kreis Lippe - FG 701 über die Leit-

stelle Lippe (24 Std) Tel. 05261-66600 zu melden. 
 
 
AwSV – Betrieb der WEA : 
 
1. Für das Einbauen, Aufstellen, Instandhalten, Instandsetzen oder Reinigen von Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen auf den WEA , darf nur sachkundiges und geschultes Per-
sonal, dass auch über die erforderlichen technischen Geräte und Ausrüstungsteile verfügt, einge-
setzt werden. 

 
2. Vor Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist ein Wartungsvertrag über die Durchführung der in den 

Antragsunterlagen beschriebenen Schutz- und Wartungsmaßnahmen bzgl. der Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen mit einem Fachbetrieb für die Wartung und Reparatur von 
WEA abzuschließen.  

 
3. Evtl. austretende wassergefährdende Stoffe sind unverzüglich durch geeignete Maßnahmen zu be-

seitigen. Zur Aufnahme dieser Stoffe/Flüssigkeiten ist ein geeignetes Bindemittel in ausreichender 
Menge vorzuhalten. Verunreinigtes Bindemittel ist zu verwerten bzw. entsprechend den geltenden 
abfallrechtlichen Bestimmungen zu beseitigen. 

 
4. Die Lagerung wassergefährdender Rest- u. Abfallstoffe hat bis zur Übernahme durch einen zuge-

lassenen Entsorger in geeigneten Lagereinrichtungen bzw. bauartzugelassenen Transportbehäl-
tern zu erfolgen. Leergutbehälter sind stets verschlossen zu halten und so aufzustellen, dass von 
ihnen keine Schadensfälle durch Restflüssigkeiten ausgehen können. 

 
5. Jede Änderung an den Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, z.B. Stilllegung, 

Erweiterung usw., ist dem Kreis Lippe - FG 701 bekannt zu geben. 
 
6. Schadensfälle/Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen sind unverzüglich dem Kreis Lippe - FG 701 

über die Leitstelle Lippe (24 Std) Tel. 05261-66600 zu melden.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Gez. Benning 



 

 

 

 

Qualitätsmanagementsystem zertifiziert nach DIN EN ISO 9001:2008 

Konto der Hauptkasse der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen: 

DZ Bank AG IBAN: DE97 4006 0000 0000 4032 13 BIC: GENO DE MS XXX 

Ust.-Id.-Nr. DE 126118293 Steuer-Nr. 337/5914/0780 
 

 
 
 

  
 

Kreisstelle 

� Höxter 
Mail: hoexter@lwk.nrw.de 

� Lippe 
Mail: lippe@lwk.nrw.de 

� Paderborn 
Mail: paderborn@lwk.nrw.de 

Bohlenweg 3 
33034 Brakel 
Tel. 05272 3701-0, Fax -333 

� Außenstelle Paderborn 
Mail: paderborn@lwk.nrw.de 

Bleichstraße 41 
33102 Paderborn 
Tel. 05251 1354-0, Fax -31541 

www.landwirtschaftskammer.de 
 
 

 Auskunft erteilt: Fr. Döring 
Durchwahl: 0 52 72 / 37 01 - 162 
Mobil :  Fax : 0 52 72 / 37 01 - 333 
Mail : dorothea.doering@lwk.nrw.de 

Ihr Schreiben: 
766.0021/20/1.6.2, 
766.0022/20/1.6.2 

vom: 01.02.2021 
_SN 2021-03-01.docx 

Brakel 01.03.2021 

 

 
 
Kreisstelle Lippe · Bohlenweg 3 · 33034 Brakel 
  
 
Kreis Lippe 
Immissionsschutz / Energie 
z. H. Fr. Hildebrand 
Felix-Fechenbach-Straße 5 
 
32754 Detmold  

 

Genehmigungsantrag vom 12.08.2020  

Antragsteller:  Ostwind Erneuerbare Energien GmbH,  
Gesandtenstraße 3, 93047 Regensburg 

Standort:   im Außenbereich der Alten Hansestadt Lemgo 
LE-63: Gemarkung Brüntorf, Flur 1, Flurstück 113 

 LE-64: Gemarkung Brüntorf, Flur 1, Flurstück 85 

Vorhaben:    Antrag auf Erteilung einer Neugenehmigung nach § 4 des BISchG für 
die Errichtung und den Betrieb von zwei Windenergieanlagen 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Fr. Hildebrand, 

die Standorte der geplanten WEA befinden sich auf einem knapp 7 ha und einem 
knapp 12 ha großen Acker-„Feldblock“ (zusammenhängend zu bewirtschaftende Einheit), 
die Fruchtbarkeit im Bereich der Standorte ist hoch. Die Bewirtschaftung der betroffenen 
Ackerfeldblöcke ist weiterhin möglich. Die Zuwegung zu den Anlagenstandorten erfolgt 
über bereits vorhandene landwirtschaftliche Wege.  

Für Fundamente und Kranaufstellflächen, für Erschließung und Netzanbindung innerhalb 
der Anlagengrundstücke entsteht ein Gesamtkompensationsbedarf 6.918 Wertpunkten, 
der in Form einer Ersatzgeldzahlung geleistet werden soll.  

Bezüglich des Ausgleichs für die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes (Ersatzgeld), 
rege ich an zu prüfen, inwieweit dieser durch die Umsetzung von Maßnahmen i. R. der 
WRRL erbracht werden kann.  



- 2 - 

 
 

Um das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zu vermeiden, ist das direkte 
Umfeld der WEA-Standorte für schlaggefährdete Arten unattraktiv zu gestalten. Bis an die 
Serviceflächen heran sollen frühzeitig hoch aufwachsende und dicht schließende Kulturen 
angebaut werden, z. B. Wintergetreide oder Winterraps. Dies lässt sich im Rahmen der 
Fruchtfolge umsetzen.  

Zum Schutz von Rotmilan und Mäusebussard sind Abschaltregelungen vorgesehen, d. h. 
bei landwirtschaftlichen Nutzungsereignissen oder bei großflächigem Maisanbau oder 
Schwarzbrachen im Radius von 179 m um die Standorte sind die Anlagen abzuschalten, 
ebenso zur Zeit der Schlafplatznutzung durch Rotmilane  

Als Ausgleich für eine bauzeitliche Störung von vier Feldlerchenbrutstätten sind 
12 Lerchenfenster auf dem Flurstück 31, Flur 1 in der Gemarkung Lemgo anzulegen. Es 
handelt sich um eine produktionsintegrierte Maßnahme.  

Öffentlich landwirtschaftliche Belange stehen dem o. g. Vorhaben und den hierfür 
vorgesehenen Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen nicht entgegen.  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
gez. Döring 
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Antrag der OSTWIND Erneuerbare Energien GmbH, 

hier: Neugenehmigung zur Errichtung und Betrieb von 2 WEA in Lemgo Brüntorf (LE-63, 
LE 64) 
 
 

 
Sehr geehrte Frau Hildebrand, 
 
aus abfallrechtlicher Sicht bestehen gegen die geplante Errichtung und den Betrieb der 
Windkraftanlagen keine grundsätzlichen Bedenken. Ich bitte um  die Aufnahme folgender 
Nebenbestimmung und Hinweise in den Genehmigungsbescheid:  
 
Nebenbestimmung: 

1. Unbelasteter Bodenaushub ist innerhalb der Baumaßnahme wieder einzusetzen, sofern 
dies technisch möglich und keine landschafts-/naturschutzrechtliche Aspekte dem Einbau 
entgegenstehen. Sollte dies nicht möglich sein, ist er gemäß § 7 Kreislaufwirtschaftsge-
setz (KrWG) vom 24.02.2012 vorrangig stofflich zu verwerten.  

 
Begründung: 
Gem. § 6 Abs. 1 Nr. 1 KrWG sieht die Abfallhierarchie die Maßnahmen zur Abfallvermei-
dung in der Rangfolge an erster Stelle. Insoweit wird durch die Wiederverwendung des 
Bodenaushubs für Bauzwecke am selben Ort im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 11 KrWG das 
entsprechende Material nicht von den Regelungen des KrWG erfasst. So wird in diesem 
Fall durch die vorstehende Nebenbestimmung der Erreichung des Zwecks dieses Geset-
zes aus § 1 KrWG (Förderung der Kreislaufwirtschaft zur Schonung der natürlichen Res-
sourcen) bestmöglich Rechnung getragen wird. 
 
Hinweise: 
a. Alle erzeugten Abfälle sind entsprechende den Vorgaben der Abfallverzeichnis-
Verordnung (AVV) von 2001, in der jeweils geltenden Fassung, ggf. unter 
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Berücksichtigung des Schadstoffpotentials zu klassifizieren und einer 
Abfallschlüsselnummer zuzuordnen. 
 
b. Gefährliche Abfälle, wie zum Beispiel Batterien und Altöl, sind nachweispflichtig gemäß 
den Bestimmungen der Verordnung über Verwertungs- und Beseitigungsnachweise 
(NachwV) von 2006 in der derzeit gültigen Fassung zu entsorgen. Außerdem sind die 
Bestimmungen der Altölverordnung von 2002 und des Batteriegesetzes von 2020 in der 
derzeit gültigen Fassung sind einzuhalten. 
 
c. Bzgl. der Pflichten zur Führung eines Registers über die Entsorgung von Abfällen wird 
auf Teil 3 der NachwV von 2006 in der derzeit gültigen Fassung verwiesen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
i.A. 
 
M. Rohnert 
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Öffentliche Verkehrsmittel: 

Vom Hbf Buslinie 17  
Haltestelle Bezirksregierung II 
(Albrecht-Thaer-Str.) 

Mit der DB Richtung  
Gronau oder Rheine  
bis Haltepunkt „Zentrum Nord“ 
 
 
 

Aktenzeichen: 
26.01.01.07 Nr. 16-21  
 
 
 
Auskunft erteilt: 
Herr Steiner 
 

Durchwahl: 
+49 (0)251 411-1448 , ? 
Telefax: 
+49 (0)251 411-81448 

Raum: N 3021 , ? 
E-Mail: 
andreas.steiner 
@brms.nrw.de 
 
 Bitte verwenden Sie 
ausschließlich die geänderte 
Post- und Lieferanschrift: 
Bezirksregierung Münster 
48128 Münster 
 
Dienstgebäude: 
A.- Thaer- Str. 9 
48147 Münster 
Telefon: +49 (0)251 411-0 
Telefax: +49 (0)251 411-82525 
Poststelle@brms.nrw.de 
www.brms.nrw.de 
 
 
 
 

 
Grünes Umweltschutztelefon: 
+49 (0)251 411 – 3300 

 
 
 
 
 

Konto der Landeshauptkasse: 
Landesbank Hessen-
Thüringen (Helaba) 

IBAN : DE59 3005 0000 0001 
6835 15 

BIC: WELADEDDXXX 

Gläubiger-ID 
DE59ZZZ00000094452 

 
 

 
 
 
 

Kreis Lippe 
Immissionsschutz                   
z. H. Frau Hildebrand 
F. Fechenbachstr. 5 
32756 Detmold   
 

 
 
Luftfahrthindernisse außerhalb von Bauschutzbereichen; 
2 Windkraftanlagen in Lemgo, Flur 1, Flurstücke 113 und 85                           
Ihr Schreiben vom 01.02.2021; Az.: 766.0021 und 0022/20/1.6.2 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Hildebrand, 
 
 
auf Ihr Bezugsschreiben erteile ich meine Zustimmung gem. § 14 Abs. 1 
LuftVG zu dem oben näher bezeichneten Bauvorhaben wie folgt: 
 
Aus zivilen Hindernisgründen und militärischen Flugbetriebsgründen 
bestehen gegen die Errichtung der Windkraftanlagen mit max. Höhen 
von  
397,00 m ü. NN, 199,90 m ü. Grund und  
417,00 m ü. NN, 199,90 m ü. G.  
keine Einwendungen, wenn eine Tages- und Nachtkennzeichnung ge-
mäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von 
Luftfahrthindernissen (AVV; NfL 1-2051-20 vom 24.09.2020) angebracht 
und eine Veröffentlichung als Luftfahrthindernis veranlasst wird.  
 
Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlagen erforderlich ist, 
sind die Rotorblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; 
im äußeren Bereich sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Länge  
a) außen beginnend 6 m orange – 6 m weiß – 6 m orange oder  
b) außen beginnend mit 6 m rot - 6 m weiß oder grau - 6 m rot zu kenn-
zeichnen. Hierfür sind die Farbtöne verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß 
(RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrs-
orange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die 
Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig. 

 
Aufgrund der beabsichtigten Höhe der WKA ist das Maschinenhaus auf 
halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem 2 m hohen orange/ roten 
Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/ 
oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente 
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dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite 
beanspruchen. 
 
Der Mast ist mit einem 3 m hohem Farbring in orange/ rot, beginnend in 
40 m über Grund/ Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser 
Streifen 6 m hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen 
oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.  
 
Am geplanten Standort können abhängig von der Hindernissituation er-
gänzend auch Tagesfeuer (Mittelleistungsfeuer Typ A, 20 000 cd, ge-
mäß ICAO Anhang 14, Band I, Tabelle 6.1 und 6.3 des Chicagoer Ab-
kommens) gefordert werden, wenn dieses für die sichere Durchführung 
des Luftverkehrs als notwendig erachtet wird. Das Tagesfeuer muss auf 
dem Dach des Maschinenhauses gedoppelt installiert werden. Außer-
halb von Hindernisbegrenzungsflächen an Flugplätzen darf das Tages-
feuer um mehr als 50 m überragt werden. 
  
Die Nachtkennzeichnung von WEA'en mit einer maximalen Höhe von 
315 m ü. Grund/ Wasser erfolgt durch Feuer W, rot oder Feuer W, rot 
ES. 
 
In diesen Fällen ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene, be-
stehend aus Hindernisfeuer (ES), am Turm auf der halben Höhe zwi-
schen Grund/ Wasser und der Nachtkennzeichnung auf dem Maschi-
nenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen Gründen notwendig, 
kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu 5 m nach 
oben/ unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder Richtung 
mindestens 2 Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infrarot-
kennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach 
des Maschinenhauses anzubringen. 
 
Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei 
Stillstand des Rotors sowie bei einer Blinkfrequenz synchronen Dreh-
zahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Der Ein-
schaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter 
gem. der AVV, Nr. 3.9. 
 
Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfüllt werden, kann der Ein-
satz einer bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung erfolgen. Dieses 
ist mir anzuzeigen. Da sich der Standort aller Anlagen außerhalb 
des kontrollierten Luftraums befindet, bestehen aus zivilen und 
militärischen flugsicherungsbetrieblichen Gründen keine Beden-
ken gegen die Einrichtung einer BNK. 
 
Das Feuer W rot, bzw. Feuer W, rot ES sind so zu installieren, dass im-
mer mindestens ein Feuer aus jeder Richtung zu sehen ist. Gegebenen-
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falls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinen-
hausdach – nötigenfalls auf Aufständerungen - angebracht werden. Da-
bei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (synchron 
blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, 
damit die Feuer der WEA während der Blinkphase nicht durch einen 
Flügel des Rotors verdeckt werden. 
 
Die Blinkfolge der Feuer auf WEA’en ist zu synchronisieren. Die Taktfol-
ge ist auf 00.00.00 Sekunden gem. UTC mit einer zulässigen Null- 
Punkte- Verschiebung von +/- 50 ms zu starten. 
 
Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Um-
schaltung auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer 
Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen. 
 
Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch 
auf ein Ersatzstromnetz umschalten. 
 
Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windenergieanlagen 
können als Windenergieanlagenblöcke zusammengefasst werden. 
Grundsätzlich bedürfen nur die Anlagen am der Peripherie des Blocks, 
nicht aber innerhalb des Blocks befindlichen Anlagen einer Kennzeich-
nung durch Feuer für die Tages- und Nachtkennzeichnung. Überragen 
einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die die sie umgebe-
nen Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Bei einer 
Gefahr für die Sicherheit des Luftverkehrs würde ich die Peripheriebe-
feuerung untersagen.  
 
Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED), 
kann auf ein Reserveleuchtmittel verzichtet werden, wenn die Betriebs-
dauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % 
Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss 
eine entsprechende Mitteilung an den Betreiber erfolgen. 
 
Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind der 
NOTAM- Zentrale in Frankfurt/ Main unter der Rufnummer 06103 707 
5555 oder per E- Mail notam.office@dfs.de  unverzüglich bekannt zu 
geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu be-
heben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM- Zentrale unver-
züglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von 2 
Wochen nicht möglich, ist die NOTAM- Zentrale und die zuständige Ge-
nehmigungsbehörde nach Ablauf von 2 Wochen erneut zu informieren. 
 
Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversor-
gung muss ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen. Der Betrieb 
der Feuer ist grundsätzlich bis zur Wiederherstellung der Spannungs-

mailto:notam.office@dfs.de
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versorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen 
Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die Ersatzstromversor-
gung darf 2 Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die 
Infrarotkennzeichnung.  
 
Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, 
rot“ und Feuer W rot ES ist nur bei Verwendung der vom Deutschen 
Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmess-
geräte möglich. Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen 
des Anhangs 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeich-
nung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.  
 
Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m ü. Grund mit 
einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nacht-
kennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen. 
 
Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen 
der jeweiligen Hindernishöhe zu aktivieren und mit Notstrom zu versor-
gen. 
 
Der Betreiber hat den Ausfall der Kennzeichnung unverzüglich zu 
beheben. 
 
Da die WEA aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröf-
fentlicht werden muss, sind, erwarte ich, dass mir der Baubeginn 
unaufgefordert rechtzeitig unter Angabe meines Aktenzeichens 
26.01.01.07 Nr. 16-21 bekannt geben wird. Dabei sind folgende 
endgültige Veröffentlichungsdaten für die Anlage anzugeben:  
 
1. Mindestens 6 Wochen vor Baubeginn dieses Datum und 
2. Spätestens 4 Wochen nach Errichtung die endgültigen Vermes-

sungsdaten zu übermitteln, um die Vergabe der ENR- Nr. und die 
endgültige Veröffentlichung in die Wege leiten zu können. 
 
Diese Meldung der endgültigen Daten umfasst dann die folgen-
den Details: 
a. DFS- Bearbeitungsnummer 
b. Name des Standortes 
c. Art des Luftfahrthindernisses 
d. Geogr. Standortkoordinaten Grad, Min., Sek. mit Angabe des 

Bezugsellipsoid (Bessel, Krassowski oder WGS 84 mit einem 
GPS-Empfänger gemessen) 

e. Höhe der Bauwerksspitze [m ü. Grund] 
f. Höhe der Bauwerksspitze [m ü. NN, Höhensystem: DHHN 92] 
g. Art der Kennzeichnung [Beschreibung] 
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Kostenentscheidung: 
 
Gem. §§ 1 Abs. 1 und 2 Abs. 1 der Kostenverordnung der Luftfahrtver-
waltung (LuftKostV) vom 14.02.1984 (BGBl. I S. 346) in Verbindung mit 
Abschnitt V Ziffer 13 des Gebührenverzeichnisses zur LuftKostV in der 
zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 15 Abs. 2 des Gebühren-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen wird für diesen Bescheid ei-
ne Gebühr in Höhe von  
 
600,00 € (in Worten: sechshundert Euro, 2- mal 300,00 €) erhoben.  
 
Das Gebührenverzeichnis sieht einen Gebührenrahmen von 70,00 € bis 
5.000,00 € für die Zustimmung zu Bauvorhaben (§§ 12, 14, 15 und 17 
LuftVG) vor. Die Gebühr wird in dieser Höhe unter Berücksichtigung des 
mit dieser Entscheidung verbundenen Verwaltungsaufwandes festge-
setzt und bewegt sich im unteren Bereich des festgesetzten Gebühren-
rahmens.  
 
Bitte geben Sie bei der Zahlung unbedingt das folgende Geschäftszei-
chen an: 
 
7331400000789575, Nr. 16-21 
 
Ohne diese Angabe kann eine Zuordnung der Zahlung nicht erfolgen. 
 
Ich bitte um Überweisung innerhalb von zwei Wochen auf das nachste-
hend genannte Konto: 
 
HELABA: IBAN: DE 59 3005 0000 0001 6835 15 
 
Eine Gebührenbefreiung im Sinne von § 8 VwKostG kommt nicht in Be-
tracht, da Sie die Gebühren Dritten auferlegen können. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die Gebührenfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 
Minden, erhoben werden.  
 
Die Klage ist schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift beim Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die Klage kann auch in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektroni-
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerich-
ten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 
(GV.NRW 2012 S. 548) eingereicht werden. 
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Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten 
versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerech-
net werden. 
 
Eine allein gegen die Gebührenfestsetzung erhobene Klage hat keine 
aufschiebende Wirkung und befreit nicht von einer fristgerechten Zah-
lung. 
 

Hinweis: 
Hinweise zur Klageerhebung in elektronischer Form und zum elektroni-
schen Rechtsverkehr finden Sie auf der Homepage des Oberverwal-
tungsgerichts Nordrhein-Westfalen und des Verwaltungsgerichts Min-
den. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
gez.: 
Andreas Steiner 



Bad Salzuflen

Kreis Lippe
Der Landrat
Fachgebiet 702
z. H. Frau Cornelia Hildebrand
Felix-Fechenbach-Str. 5

32756 Detmold

Stadt Bad Salzuflen
Der Bürgermeister

Stadtplanung und Umwelt
- Stadterneuerung & Denkmalpflege -
Rudolph-Brandes-Allee 14, 32105 Bad Salzuflen
1. Obergeschoss

Öffnungszeiten

Mo-Mi 8.00- 16.00 Uhr
Do 8.00- 17.30 Uhr
Fr 8.00- 12.00 Uhr

Manuela Buchholz

Zimmer 1.11
Fon (0 52 22) 952-238
Fax (0 52 22) 952-88 238
Mail m.buchholz@bad-salzuflen.de
Az. 5/61.3/MBu

21-03-11_Bergkirchen_75.docx

11. März 2021
Stellungnahme

- Umgebungsschutz -
Baudenkmale:

• Fachwerkkirche Bergkirchen mit dem dazugehörigen Friedhof, Bad Salzuflen
• Ehemaliger Amtmeierhof Volkhausen, Korl-Biegemann-Straße 50, Bad

Salzuflen
o Bismarckturm in Wüsten, Bad Salzuflen

Antrag auf Erteilung einer Neugenehmigung nach § 4 des BImSchG für die Errichtung
und den Betrieb von zwei Windenergieanlagen
Akt.-Z.: 766.0021/20/1.6.2 und 766.0022/20/1.6.2, per E-Mail eingegangen am
01.02.2021

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrte Frau Hildebrand,

zu dem o. g. Antrag nehme ich nachfolgend Stellung:

Die Benehmensherstellung gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 DSchG NRW zur Erlaubnis nach § 9 Abs.
1b DSchG NRW erfolgte mit der LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen
(DLBW), Frau Schöfer, am 24.02.2021.

Gegen die geplante Errichtung und den Betrieb von zwei Windenergieanlagen in Brüntorf,
Außenbereich der Stadt Lemgo, bestehen keine denkmalfachlichen Bedenken. Das
Erscheinungsbild der o. g. denkmalgeschützten Bauten wird zwar teilweise beeinträchtigt, jedoch
ist die Beeinträchtigung nicht so wesentlich, dass der Bau der Windenergieanlagen aus
denkmalpflegerischen Gründen untersagt werden könnte.

Grundlage für diese Stellungnahme sind die Projektbeschreibung vom 12.08.2020, der Lageplan
vom 14.04.2020 und der Lageplan zum Denkmalschutz vom 09.06.2020 der Firma Ostwind
Erneuerbare Energien sowie die Stellungnahme „Auswirkungen auf Kulturgüter  und die
„Visualisierung für zwei neue geplante Windenergieanlagen in Lemgo, Kreis Lippe, Nordrhein-
Westfalen (Revision 00)  der Firma planGIS vom 28.05.2020.

Seite 1 von 2

Rathaus

Rudolph-Brandes-Allee 19

32105 Bad Salzuflen
www.ba -salzuflen.de

Fon 05222.952-0

Fax 05222.952-161

stadt@bad-salzuflen.de

Bürgerberatung
Mo-Mi 8.00-17.00 Uhr

Do 8.00 - 17.30 Uhr

Fr 8.00 - 12.00 Uhr

Bankverbindungen

Sparkasse Lemgo I IBAN DE81 4825 0110 0000 0038 55 I BIG WELA DE D1LEM
Volksbank Bad Salzuflen eG I IBAN DE17  829 1 90 0003 9263 00 | BIG GE 0DEM1BSU
USt-ld r. DE124617710 | Gläubiger-ID DE07BAD000003 3029



Anzumerken ist jedoch, dass d e Stellungnahme „Auswirkungen auf Kulturgüter  einen Abstand
von dem Amtmeierhof Volkhausen bis zur geplanten WEA von ca. 1.600 m und dieser Hofanlage
keine landschaftsprägende Wirkung bescheinigt.

Tatsächlich liegt der Amtmeierhof Volkhausen gemäß dem eingereichten Lageplan zum
Denkmalschutz jedoch nur ca. 1.250 m von der WEA 2 entfernt. Des Weiteren ist die Hofanlage
auch in dem „Kulturlandschaftlichen Fachbeitrag zum Flächennutzungsplan Bad Salzuflen“,
erstellt im Jahr 2019 durch den LWL, unter Pkt. 3.22 aufgeführt. Dort wird u.a. die visuelle
Raumwirkung beschrieben.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Manuela Buchholz
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Alte Hansestadt Lemgo

An den

Kreises Lippe
Der Landrat Der Bürgermeister

702 Immissionsschutz Stadtplanung

Felix-Fechenbach—Straße 5 .
32756 Detmold Bent Weber

Gebäude Heustraße, Raum 408

Heustraße 36-38, 32657 Lemgo

Telefon: 0 52 61 — 213 325

Telefax: 0 52 61 - 213 5325

b.weber@lemgo.de

24.03.2021

WEA LE 63, 64 Brüntorf Fa. Ostwind

766.0021/20/1.6.2 und 766.0022/20/1.6.2

Sehr geehrte Frau Hildebrand,

Die geplanten Windenergieanlagen WEA 1 und WEA 2 der Fa. Ostwind (LE63, LE64) liegen
innerhalb der im Flächennutzungsplan (32. Änderung) dargestellten Standorte für
Windenergieanlagen (Konzentrationszone VIII). Die Überprüfung ergab, dass die Anlagen inkl.
der von Rotor überstrichenen Fläche (0,5 Rotordurchmesser) innerhalb der Konzentrationszone
angeordnet sind.

Da die beantragte Windkraftanlagen LE 63,64 LE 11 innerhalb von

Flächennutzungsplandarstellungen zu Windenergieanlagen im Sinne des § 35 (3) Satz 3 BauGB
liegt, stehen öffentliche Belange in Form des Flächennutzungsplanes nicht entgegen. Das

gemeindliche Einvernehmen wird daher erteilt.

Im Zuge der Zulässigkeitsprüfung ist jedoch nicht nur der Belang des Flächennutzungsplanes,
sondern ebenfalls die Belange des Denkmalschutzes zu prüfen und auch die planungsrechtliche
Prüfung des Rücksichtnahmegebotes vorzunehmen:

Denkmalschutz

Die Errichtung einer Windenergieanlage im Umfeld eines Denkmals verstößt nicht grundsätzlich
gegen das Denkmalschutzrecht. Das Baudenkmal Stränger Weg 107 ist durch die WEA 1 und 2
nicht im Erscheinungsbild beeinträchtigt.

Telefon: 0 52 61 — 213 0 IBAN: DE63 4825 0110 0000 0002 99 Unsere Öffnungszeiten
Telefax: 0 52 61 — 213 215 Gläubiger-ID: DE52AHL00000117470 Mo, Di, Do: 8.30 — 12.00 Uhr
www.lemgo.de Steuernummer: 329/5745/0608 Do auch: 14.00 — 17.00 Uhr
info@lemgo.de Ust—ID: DE125649956 und nach Absprache



Fazit:

. Keine Beeinträchtigung vorhanden

Rücksichtnahmegebot - Umfassende Wirkung

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungen nach §§ 3(1) und 4(1) BauGB wurde insbesondere

von Anwohnern aus den Ortsteilen Kirchheide, Brüntorf, Matorf und Bredaerbruch die

Befürchtung einer „Umzingelung“ durch Windenergieanlagen vorgetragen.

Eine mögliche Einkesse/ung/Umzinge/ung von Wohnnutzungen durch die Errichtung von

Windenergieanlagen kann nicht anhand allgemeingültiger Kriterien beurteilt werden, sondern es

bedarf einer Überprüfung des jeweiligen Einzelfalls. Derzeit liegt keine allgemeingültige oder

gesetzlich verankerte Untersuchungsmethodik zu den Wirkungen einer „Umzingelung“ durch

Windenergieanlagen auf Anwohner im Umfeld vor.

Um sich dieser Thematik bei der Ausweisung der Konzentrationszone VIII zu nähern bezog sich

die Stadt Lemgo bei der Ausweisung der Konzentrationszonen auf ein Urteil des OVG

Magdeburgl. Danach „ist auf die Ausweisung solcher Gebiete zu verzichten, die zu einer

Einkreisung von Siedlungsbereichen führen und damit auf die Bewohner bedrohlich wirken und

sie belästigen. Insoweit wird angenommen, dass eine Einkreisung dann vorliegt, wenn ein

Windpark in einem Winkel von 120° urn den Siedlungsbereich eine deutlich sichtbare,

geschlossene, den Siedlungsbereich umgreifende Kulisse umgeben würde.

Bei der optisch bed rängenden Umzingelungswirkung gibt es darüber hinaus noch

Hilfsmethoden, die mit sogenannten ,,Umfassungswinke|n“ Hilfestellung bei der Abwägung

geben.

Die im Urteil angesprochenen Siedlungsbereiche (Wohnnutzung im Innenbereich WA, WR, MI,

MD, SO) sind nicht gleichzusetzen mit Wohngebäuden im Außenbereich. Aufgrund der

Privilegierung von Windenergieanlagen im AuBenbereich wird Splittersiedlungen und

Einzelgehöften im Außenbereich regelmäßig ein geringerer Schutzanspruch zugewiesen.

Die Gebäude Istorfer Weg, Strängerweg sowie Schleupenweg sind von den

Gutachtern PLANGIS als Wohnbebauung im Außenbereich richtig erfasst worden.

Auch im Rahmen der Flächennutzungsplanung wurde diese Gebietseinstufung so

vorgenommen.

Fazit:

. Grundsätzlich wäre sinnvoll, die „Umfassende Wirkung“ in der Einzelfallprüfung besser

herauszuarbeiten. Die Sektorenbetrachtung auf Seite 48 des Gutachtens ist ohne Karten

und Winkel nicht mit der Rechtsprechung abgleichbar oder gut in den „gebauten Raum“

übertragbar. Für die Kommunikation mit den betroffenen Anwohnern würde eine

Kartendarstellung hilfreich sein.

. Es ist gutachterlich jedoch plausibel dargelegt, dass eine optisch bedrängende

Umzingelung nicht eintritt.

 

1 OVG Magdeburg, Beschluss vom 16.03.2012, Az. 2 L 2/11
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Rücksichtnahmegebot — Optische bedrängende Wirkung

In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass von Windkraftanlagen eine sog. „optisch

bedrängende Wirkung“ ausgehen kann, die einen Verstoß gegen das allgemeine baurechtliche

Gebot der Rücksichtnahme darstellen kann. Eine gegen das Gebot der Rücksichtnahme

verstoßende optisch bedrängende Wirkung eines Gebäudes liegt vor, wenn dem hinzutretenden

Bauwerk wegen seiner Höhe und Breite gegenüber dem Nachbargrundstück eine „erdrückende“

bzw. „erschlagende“ Wirkung zukommt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn die baulichen

Dimensionen des „erdrückenden“ Gebäudes aufgrund der Besonderheiten des Einzelfalles

derart übermächtig sind, dass das „erdrückte“ Gebäude oder Grundstück nur noch wie eine von

einem herrschenden Gebäude dominierte Fläche ohne eigene baurechtliche Charakteristik

wahrgenommen wird, oder das Bauvorhaben das Nachbargrundstück regelrecht abriegelt, d.h.

dort ein Gefühl des „Eingemauertseins“ oder eine „Gefängnishofsituation“ hervorruft.

Für die Frage, ob eine Windkraftanlage im Einzelfall unzumutbar bedrängend wirkt, sind

allerdings weitere und andere Kriterien maßgebend.

Eine Windkraftanlage vermittelt in der Regel nicht, wie ein Gebäude mit großer Höhe und

Breite, das Gefühl des Eingemauertseins. Der Baukörper einer Windkraftanlage wirkt weniger

durch die Baumasse des Turms der Anlage als vielmehr durch die Höhe der Anlage insgesamt

und die Rotorbewegung. Der in der Höhe wahrzunehmenden Drehbewegung des Rotors kommt

dabei eine entscheidende Bedeutung zu, da dadurch ein ständiges „Unruheelement“. entsteht,

dessen Bewegung selbst dann noch registriert wird, wenn es sich nicht direkt in der

Blickrichtung des Betroffenen, sondern seitwärts von dieser befindet. Dies kann Irritationen

hervorrufen und die Konzentration auf andere Tätigkeiten wegen der steten, kaum

vermeidbaren Ablenkung erschweren.

Ferner vergrößert die Drehbewegung des Rotors die Windkraftanlage in ihren optischen

Dimensionen deutlich und bestimmt sie. Die Fläche, die der Rotor bestreicht, hat in der Regel

gebäudegleiche Abmessungen. Die optischen Auswirkungen einer Windkraftanlage sind daher

umso größer, je höher die Anlage ist und je höher deshalb der Rotor angebracht ist.

Ob von einer Windkraftanlage eine optisch bedrängende Wirkung ausgeht ist

— wie die Rechtsprechung immer wieder betont — eine Frage des Einzelfalls.

Dabei sind bei der Überprüfung folgende Punkte zu beachten:

. welche Ausrichtung die geschützten Räume und Außenwohnbereiche des betroffenen

Gebäudes haben,

. ob die Anlage gegenüber dem Wohnhaus abgeschirmt wird,

. wie die topographischen Verhältnisse sind,

. ob es sichtschützende Objekte/Grünstrukturen zwischen Gebäude und WEA gibt

. Vorbelastungen durch andere Windenergieaniagen bestehen

. und — von besonderer Bedeutung — wie sich die planungsrechtliche Situation des

betroffenen Grundstücks darstellt. So muss derjenige, der im Außenbereich wohnt,

grundsätzlich mit der Errichtung von in diesem Bereich privilegierten Windkraftanlagen —

auch mehreren — und ihren optischen Auswirkungen rechnen. Der Schutzanspruch

entfällt dadurch zwar nicht im Außenbereich, jedoch vermindert er sich dahin, dass dem

Betroffenen eher Maßnahmen zumutbar sind, durch die er den Wirkungen der

Windkraftanlage ausweicht oder sich vor ihnen schützt.



Faustformel aus geltender Rechtsprechung:

Beträgt der Abstand zwischen einem Wohnhaus und einer WKA mindestens das Dreifache der

Gesamthöhe (Nabenhöhe + 1/2 Rotordurchmesser), dürfte die Einzelfailprüfung überwiegend zu

dem Ergebnis kommen, dass von dieser Anlage keine optisch bedrängende Wirkung zu Lasten

der Wohnnutzung ausgeht.

Beträgt der Abstand weniger als das Zweifache der Gesamthöhe, dürfte überwiegend eine

optisch bedrängende Wirkung der Wohnnutzung vorliegen, das Wohnhaus wird von der WEA

überlagert und vereinnahmt, die Anlage tritt unausweichlich und unzumutbar in das Sichtfeld

Beträgt der Abstand das Zwei- bis Dreifache der Gesamthöhe, bedarf es regelmäßig einer

besonders intensiven Prüfung des Einzelfalls. Einzubeziehen sind hier u.a. die Ausrichtung der

Wohnräume und des Gartens sowie ggf. Möglichkeiten zur architektonischen/städtebaulichen

Selbsthilfe (zur optischen Milderung/zumutbare Herstellung von Abschirmung). Auf das Urteil

des OVG Münster vom 09.08.2006 (Az. 8 A 3726/05) und OVG Münster vom 08.07.2017 (Az. 8

B 1230/13, Rn. 23) wird verwiesen.

Bei der Prüfung ist weiterhin zu beachten, dass es keine fachgesetzlichen Regelungen oder

technischen Normen gibt, diesen Aspekt der Prüfung der optischen Bedrängung zu

operationalisieren.

Fazit:

. Die Gutachter PLANGIS wenden die Rechtsprechung zur „optisch bedrängenden

Wirkung“ richtig an und überprüften gebäudespezifisch die oben angeführten

Faktoren. In der Regel erfolgt dieses durch eine Beurteilung im Außentermin mit Begehung

des Objektes und ggf. eine daraus resultierende Visualisierung und Aktualisierung der

gutachterlichen Einschätzung. Diese Ortstermine fanden statt, wobei jedoch überwiegend

auf eine Begutachtung von außen zurückgegriffen werden musste.

. Nach Sichtung des vorliegenden Gutachtens und der Recherchen der Stadt Lemgo in den

Bauakten wird die gutachterliche Einschätzung — auch die der Lage der schutzwürdigen

Raume - als plausibel eingeschätzt.

Anmerkungen:

. Das Gebäude Istorfer Weg 91a ist als Wohngebäude im Gutachten zu behandeln. Der

in den Entwässerungsakten vorliegende Grundrissplan zeigt eine voll nutzbare

Wohneinheit.

. Das Gebäude Istorfer Weg 85 ist ebenfalls als Wohnhaus zu behandeln. Laut Auskunft

der Bauaufsicht liegt eine Erlaubnis für den Betrieb und die Sanierung des 3

Kammersystems vor. Dieses ist ein Hinweis darauf, dass ein Umbau zu Wohnzwecken

in Vorbereitung ist. Ein Bauantrag liegt jedoch nicht vor.

. Das Gebäude Schleupenweg 67 hat die stärksten Auswirkungen der Planung

hinzunehmen. Schutzwürdige Räume sind die beiden Kinderzimmer auf der

Nordwestseite im EG. Auch wenn Ausweichmöglichkeiten im WEA abgewandten

Wohnzimmer angegeben werden, wird angeregt die Maßnahmen zur Kompensation mit

dem Eigentümer bilateral zu erläutern.
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Die Beurteilung zur nicht eintretenden optisch bedrängenden Wirkung konnten

nachvollzogen werden.

Aus planungsrechtlicher Sicht ist das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen.

Lemgo den, 24.03.2021

Im f rag

&
Berlt Weber
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Hildebrand, Cornelia (Kreis Lippe)

Von: Silvana.Walz-Giebe@bnetza.de

Gesendet: Dienstag, 30. März 2021 16:02

An: Hildebrand, Cornelia (Kreis Lippe)

Betreff: 35774: Errichtung und Betrieb von zwei Windenergieanlagen (WEA LE-63 

und WEA LE-64) im Bereich Lemgo OT Brüntorf, LK Lippe

Ihre Zeichen/Ihre Nachrichten vom: 766.0021/20/1.6.2 und 766.0022/20/1.6.2, 01.02.2021 und 19.03.2021 
 
 
Betreiber von Richtfunkstrecken im Plangebiet 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
auf Grundlage der von Ihnen zur Verfügung gestellten Angaben habe ich eine Überprüfung des angefragten Gebiets 
durchgeführt. Nachfolgend können Sie die Namen und Anschriften der in dem ermittelten Koordinatenbereich 
tätigen Richtfunkbetreiber, die für Sie als Ansprechpartner in Frage kommen, entnehmen. Durch deren rechtzeitige 
Einbeziehung in die weitere Planung ist es ggf. möglich, Störungen des Betriebs von Richtfunkstrecken zu 
vermeiden. 
 
 
Betreiber von Richtfunkstrecken 
Vorgangsnummer:                 35774 
Baubereich:                             Lemgo, Ortsteil Brüntorf, Landkreis Lippe 
Koordinaten-Bereich:                    NW: 08E4920 52N0457 
(WGS 84 in Grad/Min./Sek.)              SO:  08E5121 52N0342 
 
Betreiber und Anschrift: 
 
SeWiKom GmbH                    Unter der Schirmeke 3   37688 Beverungen 
 
 
 
Beachten Sie bitte auch die Hinweise auf unserer Internetseite www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung zu 
Ihrem geplanten Vorhaben. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Silvana Walz-Giebe 
 
Referat 226 
Richtfunk, Flug-, Navigations- und Ortungsfunk 
 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
 
Fehrbelliner Platz 3 
 
10707 Berlin 
 
Tel:     +49 30 22480-509 
E-Mail: 226.Postfach@BNetzA.de 
www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung 
 
 
Datenschutzhinweis: 
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Ihre personenbezogenen Daten werden zur weiteren Bearbeitung und Korrespondenz entsprechen der 
Datenschutzerklärung der Bundesnetzagentur verarbeitet. Diese können Sie über folgenden Link auf der 
Internetseite der Bundesnetzagentur abrufen: 
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Service/Datenschutz/Datenschutz_node.html 
Sollte Ihnen ein Abruf der Datenschutzerklärung nicht möglich sein, kann diese Ihnen auch in Textform übermittelt 
werden. 
 
Data protection notice 
Your personal data will be used for further processing and correspondence with the data protection statement of 
the Federal Network Agency. 
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Service/Datenschutz/Datenschutz_node.html 
If you cannot access the data protection statement, a text version can be sent you. 
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        01.02.2021                     766.0021/20/1.6.2                                   08.07.2021                  
           766.0022/20/1.6.2 
 
Bauherr: OSTWIND Erneuerbare Energien GmbH, Gesandtenstraße 3, 93047 Regensburg 
 
Bauvorhaben: Antrag auf Erteilung einer Neugenehmigung nach § 4 des BImSchG für die Er- 

richtung und den Betrieb von zwei Windenergieanlagen  
 
Standort: Außenbereich der Alten Hansestadt Lemgo, 

LE-63: Gemarkung Brüntorf, Flur 1, Flurstück 113 
LE-64: Gemarkung Brüntorf, Flur 1, Flurstück 85 

 
                    
Sehr geehrte Frau Hildebrand,  
 
Hinweis: 
Die Firma GE Renewable Energy hat für alle ihre Analgentypen ein allgemein gültiges, schutzziel-
orientiertes Brandschutzkonzept erstellt.  
In dem für diese beantragten Anlagen vorliegenden Brandschutzkonzept werden die in der ge-
planten Windenergieanlage vorgesehenen bautechnischen, anlagentechnischen und organisatori-
schen Brandschutzmaßnahmen dargestellt.   
Da es sich bei den geplanten baulichen Anlagen um Vorhaben gem. § 50 BauO NRW 2018 han-
delt, wird eine objektspezifische brandschutztechnische Stellungnahme zu dem vorliegenden 
schutzzielorientierten Brandschutzkonzept der Firma GE Renewable Energy durch einen staatl. 
anerkannten Sachverständigen für die Prüfung des Brandschutzes erforderlich 
  
 
Aus brandschutztechnischer Sicht sind folgende Nebenbestimmungen zu fordern: 
 
NBS0003-E 
Das brandschutztechnische Stellungnahme des Dipl.-Ing. Josef Gabriel (Dipl.-Ing. Aziz Hassan/ 
STS – Engels Ingenieure) vom 28.04.2021 sowie das Brandschutzkonzept der GE Renawable 
Energy aus dem Jahre 2017 (ohne Nennung des Erstellers und ohne Unterschrift) sind verbindli-
che Bestandteile des Antrages.  
Ebenfalls ist die Stellungnahme zur Brandalarm- und –meldung, zur Löschanlage sowie der Ab-
standsflächenplan Gegenstand des Antrags. 
Die in den geprüften und genehmigten Unterlagen (siehe Stempel der Brandschutzdienststelle 
mit Datum vom 08.07.2021) angenommenen Rahmenbedingungen sind einzuhalten, den Emp-
fehlungen ist zu folgen (§ 50 Abs. 1 BauO NRW).  

 
 

Kreis Lippe Der Landrat . 32754 Detmold  Kreis Lippe Der Landrat 

 
 

Felix-Fechenbach-Str. 5 

Fachgebiet D-32756 Detmold 

702 Immissionsschutz,  fon 05231 62-0 

Klimaschutz, Energie  www.kreis-l ippe.de 

und Mobilität   

Cornelia Hildebrand   

im Hause  

  

Ihr Schreiben vom  Ihr Zeichen Datum  Fachgebiet 

   

630 
Bauen/Brandschutz 
Klaus Mühlenbein 

Zimmer 606 
fon 05231 62-606 

fax 05231 63011-4108 

K.Muehlenbein@ 
kreis-lippe.de 

 
 

So finden Sie uns 
 

Busverbindung 
Linie 702 ab Bahnhof 

Detmold bis Kreishaus 
– alle 15 Min. 

 

Bus & Bahn Hotline 
05261 6673950 
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Kreis Lippe Der Landrat 

Felix-Fechenbach-Str. 5 

D-32756 Detmold 

fon 05231 62-0 

www.kreis-l ippe.de 

 
NBS0005 
Zur Schlussabnahme ist eine Bescheinigung einer/s Sachverständigen für Windenergieanlagen 
vorzulegen, dass die Vorgaben des Brandschutzkonzeptes eingehalten wurden (§ 50 Abs. 1 
BauO NRW). 
 
 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
 
 
Mühlenbein 
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